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BONN/KREMS – Insgesamt 12,7
Milliarden Euro flossen von den
Krankenkassen in die Zahnarztpraxen
für die Behandlung von Kassen -
patienten einschließlich der Fest -
zuschussanteile für Zahnersatz. Im 
1. Quartal gaben die Kassen insgesamt
8 Prozent mehr für Zahnbehand -
lungen aus, 3 Prozent Minus jedoch
bei Zahn ersatz. Insgesamt blieb aber 
aufgrund des Gesamtkostenanstieges
in den gesetzlichen Krankenkassen-
versicherungen (GKV) der Anteil der
Zahnärzte bei rund 7 Prozent der 
Kassengesamtausgaben. 

Den hohen Anstieg von 8,4 Prozent
für zahnärztliche Behandlung be -
gründet das Gesundheitsministerium
mit der Abschaffung der Praxisgebühr. 
Daneben dürften die Aufhebung der
strikten Grundlohnorientierung bei
den zahnärztlichen Honoraren sowie
die Punktwertangleichungen zwi-
schen den Kassenarten, wie sie das
GKV-Versorgungsstrukturgesetz
(GKV-VSt.G) vorgesehen hat, das Aus-
gabengeschehen beeinflusst haben,
was sich auch in den unterschiedlichen
Zuwachsraten der einzelnen Kassen -
arten widerspiegele, so das Bundesmi-
nisterium für Gesundheit (BMG). So
gibt es bei den Allgemeinen Ortskran-
kenkassen mit 11,9 Prozent Plus bei
den Ausgaben pro Versicherten gegen-

über dem 1. Quartal 2012 den stärksten
Zuwachs, aber auch die Betriebskran-
kenkassen, die Innungskrankenkassen
und die Landwirtschaftskrankenkas-
sen verzeichnen deutliche Zuwächse
zwischen 6 und 9 Prozent. 

Die meisten KZVen sprechen von
durchwegs positiven Ergebnissen 
bei den gesetzlich vorgeschriebenen
Honorarverhandlungen mit den
Krankenkassen. Vor allem sei es ge-

lungen, die bisher festen Budgetober-
grenzen so auszuhandeln, dass wie
z.B. in Bayern, bisher als Puffer an -
gesetzte Budgetspartage nun Ge-
schichte seien. Zum anderen wurden
auch Sonderverträge zur besseren
Versorgung von Null- bis Dreijäh -
rigen – so in Baden-Württemberg
und in Hamburg – abgeschlossen. In
Nord rhein muss die AOK – anders als
die Ersatzkassen – für die vertrags-

zahnärztliche Versorgung für 2013
deutlich mehr Geld bereitstellen. Ins-
gesamt belaufe sich der Unterschied
der ausgehandelten Vergütungen
2012 zu 2013 für die Primärkassen auf
mehr als 48 Millionen Euro. Zusätz-
lich vertritt die KZV Nordrhein die
Ansicht, dass es seit 2013 keine Ober-
grenze/Budgets mehr gibt. 

Quelle: BMG/KZVen
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Leukoplakie – Der weiße Fleck
Leukoplakische Schleimhautveränderun-
gen können die unterschiedlichsten Ursa-
chen haben. Eine zielgerichtete Therapie des
Patienten erfordert daher eine histopatho -
lo gische Diagnose.4Seite 4f
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Bisphosphonate in der Medizin
Der Umgang mit Bisphosphonat-Patienten
ist für den Zahnarzt von wachsender Bedeu-
tung. Ein Interview mit dem führenden 
Spezialisten auf diesem Gebiet –Prof. Dr. Dr.
Knut A. Grötz, Wiesbaden.

ANZEIGE

LONDON – Die Alliance for a Cavity-
Free Future (ACFF) hat Ende Juli 
2013 eine neue europäische Gruppe
gegründet und bringt dabei Zahn -
medizin- und Gesundheitsexperten
zusammen, um die zahnmedizinische
Prävention europaweit voranzubrin-
gen. Ergebnisse einer neuen, umfas-
senden Umfrage in Europa unterstrei-
chen die Notwendigkeit, auf Ebene des
öffentlichen Gesundheitswesens wei-
ter über Karies aufzuklären. 38 Pro-
zent der Befragten glauben, dass alle

Menschen früher oder später kariöse
Defekte entwickeln. 72 Prozent sind
der Ansicht, dass sie nicht genug zur Ver-
hinderung von Karies tun, und 18 Pro-
zent gaben zu, wenig oder kein Wissen
über Kariesprävention zu haben.

Bis zu 80 Prozent der Weltbevöl-
kerung sind von Karies betroffen. In
Europa kam es in den letzten 30 Jahren
zu einem deutlichen Rückgang. In 
vielen Bevölkerungsschichten bleibt
Karies jedoch ein bedeutendes Pro-
blem.

MÜNCHEN – Der 54. Bayerische
Zahnärztetag vom 24. bis 26. Oktober
2013 in München bietet unter dem
Thema „Biss im Alter – die Zahn -
behandlung des gealterten Patien-
ten“ drei spannende Kongresstage 
für Zahnärzte. „Gerade angesichts
der neuen BEMA-Positionen für die
zahnmedizinische Versorgung pfle-
gebedürftiger Patienten ist das Pro-
gramm dieses Zahnärztetages hoch-
aktuell“, sagt Dr. Janusz Rat, Vorsit-
zender des Vorstands der Kassen-
zahnärztlichen Vereinigung Bayerns
(KZVB). 

Veranstalter des diesjährigen Kon-
gresses sind die Bayerische Landes-
zahnärztekammer (BLZK) und die
KZVB in Kooperation mit der Deut-
schen Gesellschaft für Alterszahn -
medizin (DGAZ). Die Leitung liegt in
den Händen von Christian Berger,
Vizepräsident der BLZK. 

Vorträge aus den Fachgebieten
der Parodontologie, Implantologie,
Endodontie, Kieferorthopädie und
Prothetik gehören ebenso zum Pro-
gramm wie aktuelle gesundheitspoli-
tische Themen. DT
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Gefäßerkrankungen und Parodontitis
Gelingt der Beweis, dass durch parodontale
Behandlung eine Verbesserung der Gefäß -
erkrankungen erreicht werden kann, wäre
das ein wichtiger Therapieansatz für die ste-
tig älter werdende Bevölkerung.

Fortsetzung auf S. 2 unten Ë

Bitte beachten Sie das Special ab Seite 25

Mehr Geld von den Kassen für die Zahnärzte
Positive Ergebnisse bei den gesetzlich vorgeschriebenen Honorarverhandlungen mit den Krankenkassen erreicht. Von Jürgen Pischel.

Europaweit Karies stoppen
Zahnmediziner & Gesundheitsexperten wollen Prävention vorantreiben.
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D
er  Wäh-
ler  ver-
steht   in

der Gesundheitspolitik sowieso
nicht, worum es bei den hinauspo-
saunten  Reformprogrammen, wie
Bürgerversicherung, Kopfpauschale,
Neuordnung des Solidarsystems, in-
tegrierte Krankenversicherung und
was sonst noch  alles im Bundestags-
wahlkampf an gepriesen wird, geht.
Deshalb ist die  Gesundheitspolitik
auch kein wirklicher Faktor in den
Wahlkampfausei nandersetzungen
der einzelnen Lager von Schwarz-
Gelb und Rot-Grün. Nur in der
Ärzte- und Zahnärzte-Funktionärs-
mannschaft hat man sich ein Schlag-
wort des Unheils auserkoren: „Bür-
gerversicherung“. 

Ohne zu sagen, dass das „Kopf -
pauschalenmodell“ aus CDU/CSU-
Kreisen gleiche Folgerungen für die
Leistungserbringer in sich birgt – 
we niger Geld, weil höchste Sub -
ventionen aus dem Staatssackerl 
damit verbunden wären – wird die
rot-grüne Bürgerversicherung zum
Todesurteil der  Privatversicherung 
und -versorgung abgestempelt. Und
schon kämpft man Seite an Seite mit
den Schwarz-Gelb-Gesundheitspo -
litikern für eine Stimmabgabe bei der
kommenden Bun destagswahl für
CDU/CSU und FDP. Vornehmlich
die letztgenannte Partei wird zu deren
Überlebenssicherung der eigenen
Zahnärzte-Zwangsmitgliedschaft für
das Kreuz am Wahlzettel dringend
empfohlen. Eine Prozedur, die sich
bereits seit Jahrzehnten wiederholt,
ohne dass sich diese Parteien für die
Wahlhilfe jemals dankbar gegenüber
der Zahnärzteschaft gezeigt hätten.

Auch unter einem FDP-Ge -
sundheitsminister landete die GOZ-
Novellierung vor dem Bundes -
verfassungs gericht, weil sich der
FDP-Minister den PKV-Lobbybe-
mühungen auch nach mehr als zwei

Jahrzehnten nichts
am GOZ-Punktwert
zu ändern unterwor-
fen hatte.

Dies entgegen
völlig anderslauten-
den FDP-Versprechungen an die
Zahnärzteschaft vor der letzten
Bundestagswahl vor vier Jahren. Das 
Ergebnis ist bekannt. Die Zahnärzte-
Klage wurde vom BVG nicht einmal
angenommen.

Die Zahnärzte sind den von
Funktionären bevorzugten „Schwarz-
Gelb-Regierenden“ völlig schnuppe,
ebenso den Verfassungsrichtern, 
denen eine „Frei-Berufs-Ferne“ von 
Berufsverbänden und deren Rechts-
vertretern unterstellt wird.

Ganz anders bei einem anderen
freien Beruf, der sich wohl bewusst
deutlicher Wahlempfehlungen ent-
hält, aber in der Politik das Wohl -
wollen der jeweiligen Regierenden
genießt und einen Ausgleich für Kos-
tensteigerungen bei den Honoraren
gesetzlich zugesprochen bekommt.
So erhöhten sich ab August nach 
Angaben des Deutschen Anwaltsver-
eins (DAV) durch das Kostenrechts-
modernisierungsgesetz die Gebüh-
ren für Anwälte um durchschnitt -
lich 12 Prozent. Für die Dienste von
Notaren müssen Verbraucher laut
Bundesnotarkammer im Durch-
schnitt 15 Prozent mehr zahlen.

Das nenn ich erfolgreiches Lob-
bying. Liegt es daran, dass man sich
nicht, wie die Zahnärzte- und Ärzte-
Funktionäre trotz Erniedrigung bei
der GOZ-Novellierung als dienende
Werber um Stimmen für das Regie-
rungslager un terworfen hat, sondern
für wohlwollendes Stimmverhalten
aus der  Politik Vorleistungen einge-
fordert hat? „Richtig wählen“, das 
ist eine schwierige Entscheidung, die
jeder für sich selbst zu treffen hat, so
wünsche ich viel Glück dabei und

toi, toi, toi, Ihr J. Pischel

BONN –Eine aktuell bekannt gewor-
dene Entscheidung des Verwaltungs-
gerichtes (VG) Gelsenkirchen zeigt,
mit welchen Hürden und Kosten 
ein Versorgungswerksmitglied zu
rechnen hat, wenn er einen BU-
Antrag stellt. Es hängt dabei sehr
davon ab, wie der Begriff der Be-
rufsunfähigkeit in der Satzung des
jeweiligen Versorgungswerkes
definiert wird. 

Verweisbarkeit –
nur Behandlung am Stuhl?

In der Sache konnte sich der
Zahnarzt trotz gesundheitlicher
Probleme und Schmerzen nicht
vor dem VG Gelsenkirchen
durchsetzen, da er die vom Ver-
sorgungswerk aufgestellte Hürde
der Verweisbarkeit auf eine andere
Tätigkeit als „am Stuhl" nicht über-
springen konnte.

In der Begründung machten die
Gelsenkirchener Richter deutlich,

dass nach der maßgeblichen Versor-
gungswerkssatzung berufsunfähig
sei, wer infolge leistungsbeeinträchti-
gender Gesundheitsstörung außer-

stande ist, seine zahn-

ärztlichen Fähigkeiten auch außer-
halb der Praxistätigkeit wirtschaft-
lich in irgendeiner Weise zu nutzen.
Dieser Satzungsbestimmung sei zu
entnehmen, dass Berufsunfähigkeit

nur dann anzunehmen ist, wenn dem
Mitglied jegliche Tätigkeit, bei der die
zahnärztlichen Fähigkeiten genutzt
werden können, versagt ist. Maßstab
der Beurteilung sei damit weder die
bisherige Tätigkeit noch die Mög-
lichkeit, zahnärztliche Tätigkeiten

mit Patientenkontakt („Arbeit am
Stuhl") auszuüben. Vielmehr müsse

sich das Mitglied auf jedwede Tätig-
keit verweisen lassen, bei der die

zahnärztlichen Fähigkeiten ver-
wandt werden können, also auch
Tätigkeiten als angestellter oder

freiberuflicher Gutachter etwa bei
Versicherungsträgern – auch als
Aktengutachter – /Erteilen von
Fachkundeunterricht für Zahnarzt-

helferinnen, diagnostische schul-
zahnärztliche Tätigkeiten, zahnärzt-
liche Verbandstätigkeiten oder Tätig-
keiten in Forschung und Lehre. 

Quelle: zwp-online.de (Autor: Michael

Lennartz)
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„Richtig“ wählen allein
bringt nichts
Jürgen Pischel spricht Klartext
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„In ganz Europa haben wir eine Fülle
von Erfahrungen, Ideen und Instru-
menten, mit denen das Management
der Zahngesundheit dramatisch 
verbessert werden kann“, bemerkte
Prof. Nigel Pitts, Leiter des Dental 
Innovation and Translation Centre

am King’s College London Dental 
Institute und Vorsitzender der globa-
len Initiative ACFF. „Wir müssen die-
ses Wissen jedoch nutzen, Richtlinien

und Praxis untermauern und in ganz
Europa die Art und Weise standardi-
sieren, wie wir dieses Problem mes-
sen, bewerten und bewältigen.“

Die ACFF startete 2010 als glo-
bale Initiative. Sie hat zum Ziel, dass
alle Beteiligten Karies als ein Konti-
nuum verstehen, durch die Anerken-

nung, dass kariöse Defekte vermeid-
bar sind und Karies in einem frühen
Stadium reversibel ist, und um um-
fassende Programme für die Karies-

prävention und -behandlung zu ent-
wickeln.

„Die Ressourcen und deren Ein-
satz sind in ganz Europa – sowohl  
aus Sicht des öffentlichen Gesund-
heitswesens als auch aus klinischer
Perspektive – inkonsistent“, fügte
Prof. Svante Twetman, Prof. für 
Kariologie an der Universität Kopen-
hagen – und gemeinsam mit Prof.
Pitts, Vorsitzender der Europagruppe
der ACFF, hinzu.

„Karies verdient mehr Aufmerk-
samkeit. Es muss als wichtiges ge-
sundheitliches Problem anerkannt
werden.“

Weitere Informationen: www.

family.allianceforacavityfreefuture.org/

en/us/whats-new DT

ÁFortsetzung von S. 1 oben

Berufsunfähigkeitsrente für Zahnärzte?
Große Hürden durch unterschiedliche Begriffsdefinitionen von BU.

KÖLN – Die Mitgliedsunternehmen
des Verbandes der Deutschen Dental-
Industrie (VDDI) erwirtschafteten
in 2012 einen Gesamtumsatz von
rund 4,369 Mrd. Euro, ein Zuwachs
von 6,3 Prozent. Davon wurden 2,684
Milliarden Euro auf den Export-
märkten erwirtschaftet, ein Plus von
10,2 Prozent, berichtete Dr. Martin
Rickert, Vorstandsvorsitzender des
VDDI, bei der Vorstellung des Ge-
schäftsberichtes 2012/2013.

„Unsere deutsche Dentalindus-
trie konnte ihr Wachstum in 2012 auf
den Exportmärkten weiter ausbauen.
Der Inlandsmarkt entwickelte sich
leicht über dem 2011er Niveau. Die
200 Mitgliedsunternehmen des Ver-
bandes der Deutschen Dental-Indus-

trie beschäftigten in 2012 im In- und
Ausland fast 18.500 Mitarbeiter. 

Die Erwartungen an das aktuelle
2013er Geschäftsjahr sind über -
wiegend positiv, denn 54 Prozent 
der Mitgliedsunterneh-
men rechnen mit stei -
genden Absatzzahlen in
Deutschland und ferner
44 Prozent mit gleich-
bleibenden Verkäufen. 

Die Exportquote der
Industrie ist mittlerweile
auf rund 61 Prozent an-
gestiegen. Die VDDI-
Mitgliedsfirmen konn-
ten mithin ihre Marktpo-
sition auf den Weltmärk-
ten weiter stabilisieren

und in verschiedenen Märkten sogar
ausbauen. 

Die mit 125.000 Besuchern und
mehr als 2.000 Ausstellern trotz der
Wetterkapriolen äußerst erfolgreiche

35. Internationale Dental-
Schau (IDS) im März
2013 habe wichtige Im-
pulse für das laufende
Geschäftsjahr geliefert,
die positive Stimmung
halte auch jetzt noch an,
sagte Dr. Rickert. 

Der Geschäftsbericht
2012/2013 kann ab sofort
bei der VDDI-Geschäfts-
stelle bestellt werden. 

Quelle:  VDDI
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Weltmarktstellung ausgebaut
VDDI: Erwartungen an 2013er Geschäftsjahr überwiegend positiv

Dr. Rickert

Von links nach rechts: Prof. Andreas Schulte, Prof. Nigel Pitts, Prof. Svante Twetman (sit-
zend), Prof. Kenneth Eaton, Prof. Klaus Pieper.


